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Der Bundesminister für Verkehr und 

für das Post- und Fernmeldewesen Bonn, den 27. Mai 1970 

B 423/4022 K/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Motorbootführerschein für die Binnenwasserstraßen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes und Genossen 
— Drucksache VI/774 — 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Ist bekannt, daß 

— die stark angestiegene Zahl der Sportmotorboote im Binnen- 
bereich um ein Vielfaches größer liegt als im See- und 
Küstenbereich, wo der Motorbootführerschein vorgeschrieben 
ist, 

— die Verkehrsbelehrungen der Sportbootführer — von Aus- 
nahmen abgesehen — nur Angehörige der Wassersport- 
vereine (nach Feststellung des Bundesministeriums für Ver- 
kehr etwa 20 v. H.) erfassen, die Maßnahmen also offen- 
kundig unzureichend sind, 

— - nach der von der Wasserschutzpolizeidirektion Nordrhein- 

Westfalen geführten zentralen Statistik viele Sportboot- 
unfälle auf Leichtsinn, Unkenntnis und Unerfahrenheit der 
Sportbootführer zurückzuführen sind, 

— nach den Feststellungen der Wasserschutzpolizei sowie den 
Berichten der gewerblichen Schiffahrt die Gefährdung der 
Schiffahrt in bedenklicher Weise zunimmt, und selbst in 
Fällen, die im Straßenverkehr mit Entzug des Führerscheins 
geahndet werden, Maßnahmen kaum möglich sind? 


Infolge der steigenden Ansprüche an die Freizeitgestaltung und 
des Wunsches nach sportlicher Betätigung hat die Zahl der 
Motorboote für Sport- und Vergnügungszwecke (Sportmotor- 
boote) in den letzten Jahren stark zugenommen. Genaue stati- 
stische Angaben liegen jedoch nicht vor. Die relativ stärkere 
Zunahme der Sportmotorboote im Binnenbereich gegenüber 
dem See- und Küstenbereich dürfte auf die höheren Anschaf- 
fungskosten für seegängige Fahrzeuge zurückzuführen sein. 
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Sowohl die Wassersportvereine, denen sich etwa 20 Vü der 
Bootseigner angeschlossen haben, als auch die Wasserschutz- 
polizei halten regelmäßige Verkehrsbelehrungen ab. Ferner 
händigt die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung den Bootsfüh- 
rern bei Erteilung des amtlichen Kennzeichens oder auf Anfor- 
derung eine eingehende, bebilderte Fahranweisung aus. Auch 
die Bootshersteller haben zugesagt, derartige Merkblätter den 
Käufern mitzugeben. 

Die verhältnismäßig wenigen Unfälle sind im allgemeinen eher 
auf Leichtsinn zurückzuführen (z. B. in NRW im Jahre 1969 in 
11 Fällen) als auf Unkenntnis der Verkehrsregeln, wenn auch 
eine solche Unkenntnis gelegentlich zur Entschuldigung eines 
verkehrswidrigen Verhaltens vorgeschützt wird. 

Eine zunehmende Gefährdung der Großschiffahrt durch Sport- 
boote ist aus den Berichten der Wasserschutzpolizeien und der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung nicht zu erkennen. Die 
Großschiffahrt muß zwar gelegentlich auf Kleinfahrzeuge 
— nicht nur auf Sportmotorboote ■ — Rücksicht nehmen; dies 
kann jedoch nicht mit einer Gefährdung gleichgesetzt werden. 

Für die Verfolgung verkehrswidrigen Verhaltens der Sport- 
motorboote dürften die Vorschriften der Schiffahrtspolizeiver- 
ordnungen ausreichen. Die zusätzliche Möglichkeit eines Füh- 
rerscheinentzuges erscheint entbehrlich. 


2. Welche Gründe rechtfertigen die unterschiedliche Regelung für 
die Binnenwasserstraßen, nachdem 

a) schon in der Fragestunde am 17. März 1966 auf die Behin- 
derung der Schiffahrt durch die steigende Zahl der Motor- 
bootfahrer und die sogenannten Fast-Zusammenstöße hinge- 
wiesen worden war, 

b) also die amtliche Begründung der Einführung des Motorboot- 
führerscheins für die Seeschiffahrtsstraßen und Küstengewäs- 
ser erst recht für die wesentlich engeren und stärker befah- 
renen Binnenwasserstraßen zutrifft? 

Die Gefahren der offenen See und der Küstengewässer sind 
ungleich größer als die der meisten Wasserstraßen des Binnen- 
bereidis. Mit Recht werden deshalb an die Bootsführer der see- 
gängigen Fahrzeuge höhere Anforderungen gestellt. 


3. Kann in Anbetracht auch 

a) der Aufgabe, den Schiffverkehr zu erleichtern und zu sichern, 

b) der unvermeidlichen lokalen Sonderregelungen zu Ein- 
schränkungen des Sportbootverkehrs und 

c) des geringen Verwaltungsaufwandes 

länger auf die bereits 1962 im Bundesverkehrsministerium beab- 
sichtigte Einführung eines Motorbootführerscheins für den 
Binnenbereich verzichtet werden? 


Es erscheint zur Zeit nicht erforderlich, einen amtlichen Führer- 
schein für Sportmotorboote im Binnenbereich einzuführen. Ein 
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spürbarer Erfolg für die Steigerung der Sicherheit und Leichtig- 
keit des Verkehrs wäre von einer solchen Maßnahme kaum zu 
erwarten. Zudem würde die Prüfung und laufende Überwachung 
Tausender von Interessenten einen nicht geringen Verwaltungs- 
aufwand erfordern, der nur bei begründeter Erfolgsaussicht 
vertretbar erscheint. Die Einführung eines Führerscheins sollte 
daher das letzte Mittel staatlicher Regelung bleiben. 

Die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes wird im 
Verein mit den Wasserschutzpolizeien der Länder die Entwick- 
lung weiterhin sorgfältig beobachten und Mißständen mit wirk- 
samen Maßnahmen begegnen. 

In Vertretung 

Wittrock 
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